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personal wissen
Der Infoservice zu Sozialversicherung und Recht
Für das Personal- und Lohnbüro

AOK Niedersachsen. Die Gesundheitskasse.

1 • 2024

Mindestlohnerhöhung

Auswirkungen auf 
Minijobs und Midijobs

ergibt sich ein regelmäßiges Jahresentgelt 
für geringfügig entlohnte Beschäftigte von 
6.456 Euro. 

Regelmäßiges Arbeitsentgelt
Bei der Prüfung der Frage, ob das Arbeits-
entgelt im Minijobbereich liegt, ist vom regel-
mäßigen Arbeitsentgelt auszugehen. 

Das regelmäßige monatliche Arbeits-
entgelt darf im Durchschnitt einer Jahres-
betrachtung 538 Euro nicht übersteigen 
(Jahresentgeltgrenze maximal 6.456 Euro bei 
durchgehender und mindestens zwölf Monate 
dauernder Beschäftigung gegen Arbeitsent-
gelt in jedem Monat). 

Überschreiten der Grenze
Ein Minijob kann trotz unvorhergesehenen 
Überschreitens vorliegen, wenn die Gering-
fügigkeitsgrenze innerhalb eines Zeitjahres 
in nicht mehr als zwei Kalendermonaten 
überschritten wird. Das ist unschädlich, 
solange das Arbeitsentgelt bis zum Doppel-
ten der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze 
(1.076 Euro) für maximal zwei Kalender-
monate pro Zeitjahr begrenzt ist.

Midijob
Durch die Erhöhung hat sich die Mindest-
grenze für den Übergangsbereich von 
520,01 Euro auf 538,01 Euro verschoben. Eine 
Beschäftigung im Übergangsbereich liegt 
2024 also vor, wenn das Arbeitsentgelt regel-
mäßig im Entgeltkorridor von 538,01 Euro bis 
2.000 Euro im Monat liegt und regelmäßig 
2.000 Euro im Monat nicht übersteigt. 

Der gesetzliche Mindestlohn ist zum 
1. Januar 2024 von 12 Euro auf 12,41 Euro
gestiegen – die Mindestlohnkommission hatte
die Erhöhung empfohlen. Die Bundesregierung
ist dem Vorschlag gefolgt.

Die Minijobgrenze ist dynamisch an den 
Mindestlohn gekoppelt. Die Geringfügigkeits-
grenze orientiert sich also am Mindestlohn. 
Dadurch soll eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung mit einer Wochenarbeitszeit 
von bis zu zehn Wochenstunden zum Mindest-
lohn auch dann unverändert möglich sein, 
wenn der Mindestlohn steigt. Im Jahr 2024 
hat sich durch den gestiegenen Mindestlohn 
die Minijobgrenze auf 538 Euro erhöht. Daraus 

Der Mindestlohn ist zum 1. Januar 
2024 auf 12,41 Euro gestiegen. 
Damit ist eine Erhöhung der 
Minijobgrenze einhergegangen.  

 So unterstützt 
die AOK

Der Minijob- und Übergangsbereichsrechner 
ermittelt die Sozialversicherungsbeiträge für 
geringfügig entlohnte Beschäftigungen und 
Midijobs:
→ aok.de/fk/tools > Minijob- und

Übergangsbereichsrechner

ist der maximale 
Jahresverdienst in 
einer geringfügig 
entlohnten 
Beschäftigung für 
das Jahr 2024.1

12,82€

ist der Mindest lohn  
ab 1. Januar 2025.2

Quellen:  
1 § 8 Abs. 1b SGB IV
2 Vierte Mindestlohn-
anpassungsverordnung

DAT E N  U N D 
FA K T E N

Geringfügig  
entlohnte  
Beschäftigung

Die Gesundheitskasse.



Zum Jahreswechsel gibt es wieder viele gesetzliche 
Neuerungen, die sich auf Entgeltabrechnungen und 
Meldeverfahren auswirken. Die wichtigsten Punkte 
haben wir für Sie zusammengefasst. 

Die wichtigsten Änderungen 
zum Jahreswechsel 2023/24

Meldungen 

Neue digitale Verfahren

Elternzeit melden. Seit 1. Januar melden Arbeitgeber den 
Beginn und das Ende einer Elternzeit der zuständigen Kran-
kenkasse elektronisch. Im Zusammenhang mit der elektroni-
schen Übermittlung von Daten an die Elterngeldstellen für die 
Zahlung des Elterngelds ist es notwendig, dass die Kranken-
kassen den Beginn und das Ende einer Elternzeit erfahren. 
Mitgliedschaft elektronisch abfragen. Für die Abgabe von 
Meldungen können Arbeitgeber die aktuelle Mitgliedschaft 
der Beschäftigten bei einer Krankenkasse beim GKV-Spitzen-
verband abfragen. Der Abruf erfolgt unter Angabe der Ver-
sicherungsnummer durch gesicherte Datenübertragung. 
Nutzung der Stammdatendatei. Der GKV-Spitzenverband 
führt ab 1. Juli 2024 eine automatisierte Datei, die den Unter-
nehmen die Stammdaten der Sozialversicherungsträger zum 
automatisierten Abruf zur Verfügung stellt. 

Unbedenklichkeits-
bescheinigungen 

Nur noch digital 
beantragen

Den Nachweis für pünkt-
liche Beitragszahlungen 
gibt es nun nur noch 
digital. Die Beantragung 
und Übermittlung von 
Unbedenklichkeitsbeschei-
nigungen im Bereich der 
gesetzlichen Kranken-
versicherung wurde zum 
1. Januar 2024 durch ein
vollständig digitalisiertes
Verfahren ersetzt.
Arbeitgeber beantragen
daher Unbedenklich-
keitsbescheinigungen
nur noch elektronisch mit
dem Zusatzmodul „elek-
tronisches Antrags- und
Bescheinigungsverfahren
UB (Unbedenklichkeitsbe-
scheinigung)“ im Entgelt-
abrechnungsprogramm.
Achtung: Die Bescheini-
gung kann erst ab dem
1. Juli 2024 auch über das
SV-Meldeportal der ITSG 
beantragt werden. 
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Fachkräfteeinwanderungsgesetz

Mehr Fachkräfte aus dem 
Ausland mobilisieren
Um die Zuwanderung zu erhöhen und 
das Zuwanderungsrecht zu verbessern, 
hat die Bundesregierung ein neues Fach-
kräfteeinwanderungsgesetz auf den 
Weg gebracht, das von Bundestag und 
Bundesrat verabschiedet wurde. Ziel 
ist, Fachkräfte aus Drittstaaten ein-
facher und schneller für den deutschen 
Arbeitsmarkt zu gewinnen. Das Gesetz 
ist in Teilen bereits ab November 2023 
in Kraft getreten. Weitere Bestandteile 
treten ab 1. März beziehungsweise 
1. Juni 2024 in Kraft.

Nach der Geburt

Mit der „Familien startzeit“ 
zehn Arbeitstage frei
Nach einem Referentenentwurf des 
Familienministeriums sollen die recht-
lichen Rahmenbedingungen angepasst 
werden, um Eltern frühzeitig eine 
partnerschaftliche Aufgabenteilung 
zu ermöglichen. Ab 2024 soll es für 
Partner oder Partnerinnen nach der 
Geburt eines Kindes möglich sein, zehn 
Arbeitstage lang bezahlte Freistellung 
zu nehmen – ohne Urlaub oder Eltern-
zeit nehmen zu müssen.

Ausblick

Neues 
Qualifizierungs geld 
ab April
Mit dem Weiterbildungs-
gesetz sollen vom Struktur-
wandel (zum Beispiel durch 
Digitalisierung) betroffene 
Unternehmen dabei unter-
stützt werden, ihre Fachkräfte 
durch Qualifizierung im Unter-
nehmen zu halten. Zugleich 
soll den Beschäftigten eine 
zukunftssichere Beschäfti-
gung im gleichen Unterneh-
men ermöglicht und so eine 
drohende Arbeitslosigkeit 
vermieden werden. 

Neu ist dabei das Quali-
fizierungsgeld. Dabei handelt 
es sich um eine an das Kurz-
arbeitergeld angelehnte 
Entgeltersatzleistung, die zum 
1. April 2024 eingeführt und
von der Agentur für Arbeit an
Arbeitgeber zur Überweisung
an Beschäftigte in Weiter-
bildung ausgezahlt wird. Das
Qualifizierungsgeld soll als
Entgeltersatz in Höhe von
60 beziehungsweise 67 Pro-
zent der durchschnittlichen
kalendertäglichen Nettoent-
geltdifferenz geleistet werden
– analog zur Kurzarbeit.

 So unterstützt 
die AOK

Weitere Informationen 
zu den Neuerungen ab 
1. Januar 2024 erhalten Sie
auf dem Arbeitgeberportal:
→ aok.de/fk/jahreswechsel

Sie fragen, 
Experten 
antworten

DAS SOGENANNTE 
WERKSTUDENTENPRIVILEG

Eine Werkstudentin in unse-
rem Betrieb hat Ende August 
ihre Prüfung bestanden, war 
aber noch bis 30. September 
immatrikuliert. Am 1. Oktober 
hat sie einen neuen Bachelor-
studiengang begonnen. In 
diesem Fall hat keine Ex -
matrikulation stattgefunden.
Gilt für die Werkstudentin 
für September 2023 noch 
der Vorteil des sogenannten 
Werkstudentenprivilegs?

Ein Studium endet mit Ablauf 
des Monats, in dem der oder 
die Studierende vom Gesamt-
ergebnis der Prüfungsleistung 
offiziell schriftlich unterrichtet 
wurde. In Ihrem Fall erfolgte 
die schriftliche Mitteilung über 
den erfolgreichen Abschluss 
des Masterstudiums am 
31. August 2023, und daher 
endet mit diesem Tag das 
Werkstudentenprivileg. Melden
Sie Ihre Werkstudentin bitte 
zum 31. August 2023 mit der 
Beitragsgruppe 0100 und der 
Personengruppe 106 ab und 
zum 1. September 2023 mit der 
Beitragsgruppe 1111 und der 
Personengruppe 101 an.
Hinweis: Mit Aufnahme des 
neuen Studiums zum 1. Oktober 
2023 ist das Werkstudenten-
privileg wieder möglich, wenn 
Ihre Werkstudentin wieder die 
Voraussetzungen dafür erfüllt.

Sie fragen, unsere Expertinnen 
und Experten antworten 
innerhalb von 24 Stunden:

→ aok.de/fk/expertenforum

1  •  2 0 2 4  P E R S O N A L  W I S S E N

https://aok.de/fk/expertenforum


P E R S O N A L  W I S S E N  1  •  2 0 2 4

Die gesetzlichen Krankenkassen führen als 
Einzugsstellen Arbeitgeberkonten und benö-
tigen dafür die Hauptbetriebsnummer eines 
Unternehmens. 

Gibt das Unternehmen in der Anmeldung 
oder im ersten eingehenden Beitragsnach-
weis eine Hauptbetriebsnummer an, unter 
der bei der Krankenkasse kein aktives Arbeit-
geberkonto besteht, fordert die Krankenkasse 
die Arbeitgeberdaten auf elektronischem Weg 
an, um ein Arbeitgeberkonto einzurichten. 
Dafür nutzt sie den Datensatz Kranken-
kassenmeldung mit dem Abgabegrund „06“ 
(Anforderung Arbeitgeberdaten).

Übermittelt ein Betrieb die erstmalige 
Anmeldung eines oder einer Beschäftigten, 
ist für die Krankenkasse durch die Angabe 
der Betriebs- und der Hauptbetriebsnummer 
in der Meldung eindeutig feststellbar, ob die 
Meldung einem bestehenden Arbeitgeber-
konto zuzuordnen oder aufgrund dieser 

Betriebsnummer

Arbeitgeberkonto 
anlegen

Anmeldung ein neues Arbeitgeberkonto einzu-
richten ist. 

Auf dem Arbeitgeberkonto verbucht die 
Krankenkasse alle Beitragsnachweise, Umla-
gen und Zahlungen, die sie für das jeweilige 
Unternehmen mit versicherungspflichtig 
Beschäftigten unter der Hauptbetriebsnum-
mer führt.

 So unterstützt 
die AOK

Nähere Informationen finden Sie auf dem  
Fachportal der AOK für Arbeitgeber unter: 
→ aok.de/fk/sozialversicherung > Meldungen

zur Sozialversicherung > Arbeitgeberkonto
bei der Krankenkasse

Arbeitgeber bean-
tragen die Betriebs-
nummern bei der 
Agentur für Arbeit 
online: 
→  arbeitsagentur.de/ 

unternehmen/
betriebsnummern-
service 

A K T U E L L

Stets aktuell mit dem „Trends & 
Tipps“-Spezial Ihrer AOK

Auf dem Arbeitgeberportal Ihrer AOK erhalten Sie 
tagesaktuelle Informationen zu den Neuerungen 
zum Jahreswechsel 2023/2024. Die Sozialversiche-
rungsthemen rund um das Beitrags- und Meldever-
fahren sind kompakt und anschaulich aufbereitet. 
Zu den wichtigsten Änderungen erhalten Sie zudem 
Erklärvideos, etwa zu den Änderungen bei den 
Minijobs. 

→ aok.de/fk/jahreswechsel

Mit den Online-Trainings der 
AOK für 2024 gut vorbereitet

Die kostenfreien Lernprogramme der AOK bringen 
Sie beruflich weiter. Verbessern Sie Ihr fachspezi-
fisches Wissen durch abwechslungsreiche und 
interaktive Lerneinheiten. Die kostenfreien Online-
Trainings, etwa zum Basis-Wissen Sozialversiche-
rung oder neu zum Fachkräfteeinwanderungsge-
setz, können Sie ganz einfach in Ihren Arbeitsalltag 
integrieren.  

→ aok.de/fk/online-trainings Fo
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